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fafste, war König Cbristian YIH. von Dänemark. Ihm lag 
vor Allem die Bewahrung dessen^ was er die Integrität des 
dänischen Gesammtstaates nannte^ am Herzen^ nnd er hatte 
es sich zur Liebensanfgabe gesetzt^ die künftige Trennung 
der von ihm beherrschten Lande zu verhindern. Um zu 
diesem Ziele zu gelangen, ohne den Weg des Rechtes zu 
verlassen, konnte er in zwiefacher Weise thätig sein. Er 
konnte dahin wirken, die durch das dänische Eönigsgesetz 
begründete Snccessionsordnnng, welche nach dem Abgange 
des Mannsstammes der älteren königlichen Linie die Cognaten 
znr Nachfolge in Dänemark berief, za Gunsten des in Schles- 
wig-Holstein zur Succession berechtigten Mannsstammes der 
anderen Linien des oldenburgischen Hauses abzuändern, oder 
es umgekehrt versuchen, den Erbverzicht des Mannsstammes 
zu Gunsten jener Cognaten zu erlangen. Aber die Durch- 
führung des Plans in der einen oder anderen Weise mufste 
sich bald als in hohem Grade schwierig, wenn nicht als 
unmöglich herausstellen, und der König, nicht tief genug, 
um die Gefahren einer blos äufserlichen Lösung der schwie- 
rigen Frage zu ermessen und ganz in dänischen National- 
vorurtheilen befangen, verliefs nun den Weg des Bechtes 
und betrat den der Intrigue. Eine von ihm zur Untersuchung 
der Successionsverhältnisse in der dänischen Monarchie ein- 
seitig ernannte Commission erklärte, dafs die cognatische 
Erbfolge des Königsgesetzes für alle unter dem Scepter des 
Königs vereinigten Lande gelte, und dafs nur für einzelne 
Theile des Herzogthums Holstein die Frage zweifelhaft sei. 
Dies Ergebnifs der Commissionsberathungen verkündete er 
in dem Offenen Briefe vom 8. Juli 1846, indem er seinen 
Vorsatz aussprach, für die vollständige Anerkennung der 
Integrität der dänischen Gesammtmonarchie unausgesetzt wir- 
ken zu wollen. 



Die deutsche Wissenschaft vernichtete das Ergebnifs des 
dem OjDTenen Briefe zum Grunde gelegten Commissionsberichts, 
und die deutsche Bundesversammlung wahrte in Folge einer 
von der holsteinischen Ständeversammlung eingereichten Be- 
schwerde durch den Beschlufs vom 17. September 1846 die 
Rechte des Bundeslandes Holstein und der Agnaten des olden- 
burgischen Hauses. K(}nig Christian VIII. starbt ohne die Aus- 
führung seines Planes gesichert zu haben, und die erste stür- 
mische Begierungszeit seines Sohnes und Nachfolgers, Frie- 
drich YIL, war zu solchen Verhandlungen wenig geeignet 
Sie wurden jedoch so bald als möglich wieder aufgenommen. 
Bereits am 2. Juni 1850 wurde von Bufsland, Frankreich und 
Schweden, welche Christian VIH. wohl schon für seine Oe- 
sammtstaats-Idee gewonnen hatte, mit Dänemark der Entwurf 
eines Protokolls zu London verabredet"*). Auf die Einladung 
des Königs von Dänemark haben die Mächte (es werden alle 
genannt, auf deren Betheiligung man rechnete), in Erwägung, 
dafs die Aujfrechthaltung der dänischen Monarchie, mit den 
allgemeinen Interessen des europäischen Gleichgewichts ver- 
knüpft, von hoher Wichtigkeit für die Erhaltung des Friedens 
ist, — beschlossen, die volle Uebereinstimmung {le par/aü 
aeeard) zu constatiren, welche unter ihnen über die Aufrecht- 
haltung dieses Princips bestehe. Sie ermächtigen ihre in der 
Conferenz vereinigten Bevolhnächtigten zu der Erklärung, 
dalB es ihr einstimmiger Wunsch (disir unanime) ist, dafs 
die gegenwärtig unter der Erone Dänemark vereinigten Be- 
sitzungen in ihrer Integrität erhalten werden (§. 1) ; dafs sie 
demgemäfs die Weisheit der Absichten anerkennen , welche 
den König von Dänemark bestimmen, eventuell die Succes- 



*) Siehe die Anlage Aj abgedruckt ans der Angab. Allg. Zeitung 
Nn 189 vom 8. JnU 1850. 



1 



8 

sionsordnang in dem königlichen Hanse zn regeln, nm 
die Arrangements zu erleichtem, welche die dänische Mon- 
archie zusammen halten sollen (§. 2); dafs sie fortfahren 
werden, den Abschlnfs der zn Berlin (zwischen dem deut- 
schen Bande und Dänemark) geführten Friedensverhandlun- 
gen zu fördern (§. 3); dafs sie sich endlich, wenn dies 
Ziel erreicht ist, vorbehalten, sich unter einander ins Ein- 
vernehmen zu setzen, um den Resultaten dieses Friedens 
ein neues Pfand {gage) der Stätigkeit (stabüiU) durch ihren 
Beitritt zu geben. 

Nach den Berichten öffentlicher Blätter ist England 
am 4. Juli 1850 diesem Protokoll beigetreten; unterzeich- 
net ist es erst am 2. August In Folge des Friedens von 
Berlin erfuhr der erste Entwurf einige Abänderungen. Die 
Mächte wünschen sich Olttck, dafs der Frieden zu Stande 
gekommen (§.3) und behalten es sich (§.4) mit Hinblick 
auf die Erklärung in §. 2 vor, nähere Verabredung unter 
einander in der Absicht zu treffen, um durch einen europäi- 
schen Anerkennungsact ein neues Pfand für die Stätigkeit 
dieser Arrangements zu geben*). — Die Beitrittserklärung 
Oesterreichs erfolgte am 23. August 1850, die Preufsens, un- 
geachtet früherer Proteste, im Anfange des Jahres 1852; 
doch hatte sich die letztere Macht schon in einem geheimen 
Artikel zum Berliner Frieden vom 2. Juli 1850 im Allge- 
meinen bereit erklärt, an den Verhandlungen Theil zu neh- 
men, welche der König von Dänemark veranlassen werde, 



*) S. die Anlage B. Ich sehe mich durch eine gütige Mittheilung 
in den Stand gesetzt, das französische Original zu veröffentlichen, 
lieber die das Londoner Protokoll betreffenden Verhandlungen vgl. 
Protest gegen die Theorie des dänischen Gesammt-Staats (Mannheim, 
1852.) S. 67 ff. 



am die SaccessionsordnuDg für die unter seinem Soepter 
yereinigten Staaten zu regeln'*'). 



Wie anbestimmt in Form nnd Inhalt dieses Protokoll 
ist; ergiebt sich auf den ersten Blick. Es wird die Ueber- 
einstimmung der Mächte in Betreff der Anfrechthaltang des 
Frincips der Integrität der dänischen Gesammt- Monarchie 
constatirt; es werden Wünsche geänfsert nnd ein Act der 
europäischen Anerkennung für die Sicherung gewisser Mafs- 
nahmen in Aussicht gestellt; ttber die Art aber^ wie die 
Successionsverhältnisse in der dänischen Monarchie geord- 
net werden sollen ; findet sich keine Andeutung und der 
ganzen Verhandlung fehlt noch der Charakter des Ver- 
trags. Die Angelegenheit bekam erst die entscheidende 
Wendung y als Kaiser Nicolaus von Rufsland thätig eingriff, 
indem er den doppelten Zweck verfolgte, seine dominirende 
Stellung am Sunde auf die Dauer zu sichern; und zugleich 
das Interesse seines Hauses in sehr bestimmter Weise zu 
fördern. Am ^^ 1851 ward zu Warschau von russischen 
und dänischen Bevollmächtigten ein Protokoll unterzeichnet, 
welches sich an die Tractate von 1767 und 1773 an- 
schliefst, kraft deren der Grofsfllrst Paul auf seine Ansprüche 
an die Herzogthümer Schleswig -Holstein gegen Abtretung 
der Grafschaften Oldenburg und Delmenhorst verzichtete. 
Diesen Verzichten wird aber eine weder den Worten noch 
dem Geiste der Verträge entsprechende beschränkte Wirkung 
beigelegt, und daraus gefolgert, dafs sie mit dem Aussterben 
des Mannsstammes der älteren Königlichen Linie erlöschen 



*) S. die Fortsetzung von Härtens, recueü gönöral von Samwer, 
11. p. 344. 
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würden. Indem ferner angenommen wird^ dafs fttr die 
unter dem Scepter des Königs Ton Dänemark vereinigten 
Lande, abgesehen von den Ansprüchen des Holstein -(rot- 
torpischen Hauses, nach dem dänischen Königsgesetze die 
cognatische Succession gilt: gelangt das Protokoll zu der 
Voraussetzung; dafs der Kaiser von Bufsland als gleichbe- 
rechtigter Interessent bei der Ordnung der dänischen Staats- 
succession betheiligt sei. In Gemeinschaft mit dem Könige 
von Dänemark wird dann über diese Staatssuccession eine 
Vereinbarung getroffen, indem der Kaiser Nicolaus im Gegen- 
sätze zu seinem Vater, welcher auf dasjenige, was ihm ge- 
hörte, verzichtete, über dasjenige verfügte, worüber er nicht 
allein zu disponiren hatte. 

In dem ersten Artikel des Protokolls*) wird die Auf- 
rechthaltung der Integrität der dänischen Monarchie nicht 
wie in dem Londoner Protokoll durch das Interesse des 
europäischen Gleichgewichts und als wichtig zur Erhaltung 
des Friedens überhaupt motivirt, sondern der Frieden im 
Norden und im Innern des oldenburgischen Hauses wird 
hier als Beweggrund vorausgeschickt. Dies Ziel kann nur 
mit Hülfe einer „Combination" erreicht werden, welche mit 
Ausschliefsung der Weiber den Mannsstamm allein zur Suc- 
cession in alle unter dem Scepter des Königs von Dänemark 
vereinigten Lande beruft. Zu diesem Behuf wird nun ein 
politisches Arrangement der merkwürdigsten Art vereinbart 
Das nach dem Königsgesetz begründete cognatische Erb- 
recht soll durch Verzichte auf die Prinzessin Louise von 
Hessen, die Gemahlin des Prinzen Christian von Schleswig- 
Holstein - Sonderburg - Glücksburg übertragen werden ; der 



*) S. die Anlage C, abgedruckt aus der Beüage der Augsb. AUg. 
Zeitung vom 26. Nov. 1852 Nr. 331. 
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Kaiser von Bnfsland will seiner Seits in einer freilich sehr 
bedingten Weise auf sein eyentuelles Becht an den Herzog- 
thttmem Schleswig - Holstein zu Gunsten des genannten 
Prinzen und seiner männlichen Nachkommen aus der Ehe 
mit der Prinzessin Louise verzichten. Auf diese Weise 
wird das Resultat erreicht^ dafs beide fürstliche Personen, 
— die Prinzessin als cognatische Erbin in Dänemark, und 
der Prinz, ein jüngerer Sohn von dem jüngeren Zweige 
der Schleswig-Holstein-Sonderburgischen Linie, mit einander 
(conjoiniement) zur Nachfolge in die dänische Monarchie vom 
Könige von Dänemark designirt werden sollen. Der von 
ihnen entsprossene Mannsstamm vereinigt dann die Rechte 
beider Eltern. — Der Agnaten der jüngeren Königlichen Linie 
und ihrer durch den Bundesbeschlufs vom 17. Sept. 1846 
gewahrten Bechte wird dabei ausdrücklich gar nicht ge- 
dacht, nur die folgende Stelle des Protokolls wird vielleicht 
auch auf sie zu beziehen sein. Sollten, heifst es hier, noch 
andere Erbverzichte für nützlich und wttnschenswerth (utiles 
et disiderables) erachtet werden, um dieser Combination 
einen vollkommenen Erfolg zu sichern, so wird es dem 
Könige obliegen, solche Entschädigungen zu übernehmen, die 
als rechtsbegründet und billig anerkannt werden könnten. — 
Es wird endlich bestimmt, dafs die Verhandlungen, welche 
nothwendig sind, um den „Arrangements^ den Charakter 
einer europäischen Uebereinkunft {d'une tramacHon Euro- 
pieume) zu geben, zu London geführt werden sollen. 

Man sieht, die Politik des offenen Briefs war in die 
rechten Hände gekommen. 
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§.3. 
Sie SteUnng der Fadscenten. 

Für die weiteren Verhandlungen in London war nun mit 
dem Abscblufs des Warschauer Protokolls ein bestimmter 
Gegenstand gewonnen. Unter der Betbeiligung sämmtlicher 
Gröfsmächte^ so wie Dänemarks und Schwedens kam am 
S.Mai 1852 der Londoner Vertrag {iraiti) zu Stande*), dessen 
Anfänge im ersten Entwurf des Londoner Protokolls vom 
2. Juni 1850 enthalten sind. 

Für die rechtliche Beurtheilung eines Vertrages, der nicht 
unter die gewöhnlichen civilrechtlichen Contractsformen fallt, 
kommt es aber vor Allem darauf an, die Stellung, welche 
die Paciscenten in demselben einnehmen, genau zu bestimmen, 
damit man weifs, wer Promittent und wer Acceptant ist 
Für den Londoner Vertrag ist dies um so mehr nöthig, da 
er auffallend schlecht redigirt ist, und es einer sorgfältigen 
Analyse bedarf, um nur zu erkennen, wie es sich überhaupt 
mit den Personen der Paciscenten verhält. Diese Analyse 
wird dann auch für die späteren Ausführungen eine sichere 
Grundlage gewähren. 

A. Der Eingang. 

L „Die flinf Grofsmächte und der König von Schweden 
haben, in Betracht, dafs die Aufrechthaltung der Integrität 
der dänischen Monarchie, als in Verbindung stehend mit den 
allgemeinen Interessen des Gleichgewichts der europäischen 
Mächte, von grofser Bedeutung für die Erhaltung des Frie- 
dens ist, und dafs ein Arrangement, durch welches die Suc- 
cession flir alle gegenwärtig unter dem Scepter des Königs 
von Dänemark vereinigten Lande {domaines) unter dem Aus- 

*) S. die Anl. D, abgedruckt aus der Augsb^ AUg. Zeitung, Beü. 
zu Nr. 178 vom 26. Juni 1852. 
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schlttls der Weiber auf die Hauptlinie übertragen würde; das 
beste Mittel wäre^ die Integrität dieser Monarchie zu sichern 
(ffarantir) — beschlossen , auf die Einladung (demande) des 
Königs Yon Dänemark einen Vertrag zu schliefsen, um den 
diese Ordnung der Succession betreffenden Arrangements 
durch einen Act der europäischen Anerkennung ein neues 
Pfand der Stätigkeit zu geben.^ 

Hier sind die sechs Mächte dem Könige von Dänemark 
gegenüber gestellt. 

2r „Die hohen contrahirenden Theile haben demnach 
ihre Bevollmächtigten ernannt; dieselben haben ihre VolK 
machten ausgetauscht und richtig gefunden und sämmtlich 
(tous) die folgenden Artikel angenommen." 

Da unter den Bevollmächtigten auch der des Königs von 
Dänemark ausdrücklich aufgeführt wird, und sie alle an dem 
Abschlufs des Vertrages Theil genommen haben; so gehört 
auch der König von Dänemark zu den contrahirenden Theilen. 

B. Der Vertrag. 

Art. 1. ;, Nachdem der König von Dänemark die Inter- 
essen seiner Monarchie in ernste Erwägung genommen; und 
da er mit Zustimmung des Erbprinzen; seines nächsten An- 
verwandten und nach dem dänischen Königsgesetze zur Nach- 
folge berufen; so wie im Einverständnifs mit dem Kaiser von 
Bulsland; dem Haupte der älteren Linie des Holstein -Gottor- 
pischen HauseS; seinen Wunsch erklärt hat; die Ordnung der 
Succession in seinen Staaten so zu regeln; dafs bei dem 
Abgange des Mannsstammes in der directen Linie König 
Friedrich' IH. von Dänemark; seine Krone auf den Prinzen 
Christian von Schleswig -Holstein -Sonderburg -Glücksburg und 
dessen Nachkommenschaft aus seiner Ehe mit der Prinzessin 
Louise von Hessen nach dem Bechte der Erstgeburt; von 
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Mann auf Maiui llbeiinigeii wode: so Teipflielitai sieh die 
liolieii eontrabifenden Thefle, wGidigmid die Weisheit d^ 
Absichten, wddie die Annahme dieser Combination heibei- 
geflihrt habCT, in gemeinsamer Uebereinstimmnng (if tm com- 
mun aeeard) ftr den Fall, wo die in Aussieht genommene 
Er^Dtnalität sich yerwiifclichen kann, in S. E. H. dem Prinzen 
Christian yon Sehleswig-Holstein-Sonderborg-GIfieksbQrg und 
seinen bezeidmeten männlidien Nachkommen das Bedit, in 
die Glesammtheit der gegenwärtig nnter dem Scept^ des 
Ednigs Yon Dänemark Tcreinigten Staaten za saccediren, 
anzneikomen.^ 

In diesem, den Kern des ganzen Abkommens enätal' 
tenden Artikel, ist der König yon Dänemaik nnter den „hohen 
contrahirenden Theilen^ nicht begriffen. Denn die Weisheit 
seiner Absichten kann er doch nicht selbst wttrdigen, nnd 
ein Saccessionsrecht nicht anerkennen, welches durch 3m 
hergestellt werden und in der Person seines Nachfolgers sidi 
verwirklichen solL 

Art 2. „Die hohen contrahirenden Theile, das Princip 
der Integrität der dänischen Monarchie als ein dauerndes 
anerkennend, verpflichten sich, die weiteren Eröffnungen in 
Betracht zu ziehen, welche der König von Dänemark ftir gut 
befinden wird ihnen zu machen, wenn (was Gott verböte) 
der Ausgang der männlichen Nachkommen des Prinzen 
Christian aus seiner Ehe mit der Prinzessin Louise bevor- 
stehen sollte.^ 

Auch hier ist der König von Dänemark, dessen weitere 
Eröffnungen entgegen genommen werden sollen, unter den 
„hohen contrahirenden Theilen^ nicht begriffen. 

Art. 3. „Es wird ausdrücklich angenommen, dais die 
gegenseitigen Rechte und Pflichten des Königs von Däne- 
mark und des deutschen Bundes, die Herzogthümer Holstein 
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und Lauenburg betre£fend^ Bechte und Pflichten begrOndet 
dnrch die Bandesacte von 1815 und das geltende Bandes- 
recht (loi fiderale actttelle) durch den gegenwärtigen Vertrag 
keine Veränderung erleiden.^ 

Hier ist der König von Dänemark zugleich Promittent 
und Acceptant. 

Art. 4. „Die hohen contrahirenden Theile behalten sich 
das Becht vor; den gegenwärtigen Vertrag zur Eenntnifs der 
andern Mächte zu bringen, und sie zum Beitritt einzuladen.^ 

Art. 5. „Der gegenwärtige Vertrag wird ratificirt und die 
Batificationen werden in der Frist von sechs Wochen oder so 
bald als möglich ausgewechselt werden." 

In diesen beiden Artikeln ist auch der König von DSne- 
mark; dessen Bevollmächtigter den Vertrag mit unterschrieben 
hat, unter den „ hohen contrahirenden Theilen " verstanden. 

Also in dem ersten Abschnitt des Einganges stehen die 
sechs Mächte und der König von Dänemark einander gegen- 
über; ebenso im ersten und zweiten Artikel des Vertrages^ 
in welchen unter den contrahirenden Theilen der Letztere 
nicht mitbegriffen ist; im ersten und zweiten Absätze der 
Einleitung und Art. 3 — 5 ist dies aber der Fall. Der Aus- 
druck „ contrahirende Theile " wird daher in einem weiteren 
und einem engeren Sinne gebraucht; es werden bald alle 
Theilnehmer am Vertrage , bald alle mit Ausnahme des Kö- 
nigs von Dänemark darunter verstanden. Dies fährt zu fol- 
genden Erwägungen, nach welchen sich die Stellung der 
einzelnen Paciscenten bestimmen läfst. 

I. Nach dem Eingange soll ein Vertrag geschlossen wer- 
den, aber zwischen welchen Mächten wird nicht gesagt, son- 
dern nur hervorgehoben, dafs der Beschlufs auf die Einladung 
des Königs von Dänemark gefafst sei. Nun kann aber nach 
dem Obigen der Letztere in Art, 1 und 2, welche von der 
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Anerkennnng und beziehungsweise Ergänzung des neuen Sue- 
cessionsrechtes handeln^ nur als Acceptant thätig gewesen 
sein^ und die „ hohen contrahirenden Theile ^ stehen ihm hier 
also als die Promittenten gegenüber, so dafs ein Vertrag vor- 
liegt, bei welchem sich Mehrere einem Dritten zur Anerken- 
nung eines Rechtsverhältnisses verpflichten. 

n. Ein solcher Vertrag kann in dreifacher Weise abge- 
schlossen werden. 

a) Als Garantievertrag, indem die Promittenten die 
Verpflichtung übernehmen, die von ihnen anerkannten Bechts- 
verhältnisse gegen die Angriffe Anderer zu schützen. Eine 
solche Verpflichtung mnfs aber bestimmt und ausdrücklich 
übernommen werden; eine Vermuthnng daftir ist nicht be- 
gründet*). In dem Londoner Vertrage findet sich davon keine 
Spur; denn wenn im Eingange, bei der Erwägung, dafs die 
Einführung einer neuen Successionsordnung das beste Mittel 
sei, die Aufrechthaltung der Integrität der dänischen Monarchie 
zu sichern, das Wort „garantir^ vorkommt, so liegt es auf 
der Hand, dafs es hier nicht in der technischen Bedeutung 
der Gewährleistung gebraucht ist. Wie verlautet, ist es der 
traditionellen Abneigung Englands gegen die Uebernahme von 
Garantien zu verdanken, dafs der Vertrag nicht diese Trag- 
weite bekommen hat**). 

b) Mehrere können sich einem Dritten gegenüber in der 
Art verpflichten, dafs sie nicht nur gegen ihn eine Verbind- 
lichkeit übernehmen, sondern auch unter einander in ein 
Bechtsverhältnifs treten, durch welches für sie wechselseitige 
Bechte und Verbindlichkeiten entstehen. Die civilistische 



*) Vgl. Heffter, das Europ. Völkerrecht S. 179 und die dort citirten 
Schriftsteller. 

**) Vgl. die Correspondenz aus der Mark in der Norddeutschen 
AUg. Zeitung vom 21. November 186S Nr. 272. 
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Fonnel für ein solches Yerhältnifs ist , dafs die correi dneh 
soeü sind. Hätten die Theilnehmer des Londoner Vertrags 
(die hoben contrahirenden Theile im engem Sinne) dies ver- 
einbarty so wttrden sie nicht nur als Einzelne dem Acceptanten 
gegenüber zar Anerkennung des neuen Snccessionsrechts ver- 
pflichtet sein, sondern jeder von ihnen hätte gegen die andern 
den Ansprach erworben, die Aufrechthaltnng des Vertrags zu 
fordern. 

Dafs ein solches Abkommen ursprünglich von einzelnen 
Theilnehmem beabsichtigt worden ist, kann nicht bezweifelt 
werden. Nach Anl. A. sind zu dem Entwürfe des Protokolls 
V. 2. Juni 1850 §. 4 zwei abweichende Fassungsvorschläge 
gemacht worden. Der Eine wird als von Lord Palmerston 
verworfen bezeichnet, und lautet: 

„ — un gage additionel de stabilitS en signant entre 

elles une Convention destin^e k confirmer le principe 

. da maintien de Tint^itö de la monarchie Danoise.'^ 

Die andere Formel als noch mit Lord Palmerston zu 

discutiren: 

„ — an gage additionel de stabilit6 en convertissant 
le präsent protocole en une Convention qu'elles signe- 
raient eiitre elles." 
Noch deutlicher tritt diese Absicht in der Schlufsbestim* 
mang des von Bufsland und Dänemark vollzogenen War- 
schauer Protokolls hervor, indem vereinbart ist, dafs die noth* 
wendigen weiteren Verhandlungen zu London statt finden 
sollen, — nPour donner aux arrangements — le caractfere 
d'une transaction Europ6enne". 

Allein davon ist in den Londoner Vertrag nichts über^ 
gegangen. Die entscheidende Stelle findet sich im Art. 1, 
wo es heifst: „les hautes parties contractantes s'engagent d'un 

commun accord ". — Es besteht eine üebereinstimmung, und 

2 
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eine solche ist nothwendig eine gemeinsame; aber sie ist 
nicht zu einer yertragsmälsigen, die eorrei nnter einander 
bindenden gemacht. Die Verpflichtong gilt nur dem Ac- 
ceptanten gegenüber; nnter den Promittenten findet eine Ge- 
meinschaft der Anschauungen und Motive statt, aber kein 
rechtliches Band, welches sie unter einander einigte, — keine 
„transaction commune^, wie es im Eingange der Schlulk- 
acte des Wiener Congresses hei&t. Keiner der Promittenten 
ist befugt, von den andern die Daner des „acoord'' zu for- 
dern und zu erzwingen; wo kein Vertrag ist, da ist auch 
kein Vertragsbruch möglich. 

e) Wenn hier ein Vertrag mit einer rechtlichen Verpffich- 
tung eingegangen ist^ so kann es nur unter den Promittenten 
als carrei ohne Societät und dem Acceptanten geschehen sein : 
das ist die stärkste rechtliche Wirkung, welche dem üeber- 
einkommen beigelegt werden darf. Dafe aber auch nur dieses 
erreicht werden sollte, ergiebt sich noch besonders aus fol- 
gendem Grunde. Wenn ein yölkerreditlicher Vertrag abge- 
schlossen ist, so wechseln die Paciscenten unter einander 
die Batificationen aus, die „ratifications reciproques'', wie es 
im Eingange der Schlufsacte des Wiener (Kongresses heilst. 
Die in Art. 5 des Londoner Vertrags vorgesehene Auswechse- 
lung der Batificationen hat zu London stattgefimdw, aber 
wie auch von Seiten der preufsischen Staatsregierung in der 
Sitzung des Abgeordnetenhauses vom 1. Dec. d. J. bestätigt 
ist, nur zwischen Dänemark und den andern Paciscenten, 
nicht aber zwischen diesen letzteren unter einander. 
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§.4. 
Der Inhalt des Vertrages. 

Der Zweck des Londoner Vertrages ist im Eingange an- 
gegeben. Damit die Anfrechthaltang der Integrität der däni- 
schen Monarchie gesichert werde^ haben die sechs Mächte be- 
schlossen, einen Vertrag einzugehen , um den Arrangements, 
welche bestimmt sind, eine Veränderung in dem dänischen 
Thronfolgerecht einzuführen, durch einen Act der europäischen 
Anerkennung ein neues Pfand der Stätigkeit zu geben. Zu- 
erst ist nur von einem Arrangement die Rede, später von 
den Arrangements, ohne dafs man sieht, ob diese als schon 
getroffen oder erst in Aussicht stehend gedacht werden. Der 
Unterschied ist wichtig, weil es scheinen könnte, dafs erste- 
ren Falls die Arrangements des Warschauer Protokolls hier 
nebenher zur europäischen Anerkennung gelangt seien. Allein 
gegen diese Auslegung spricht doch, dafs ein solcher wich- 
tiger Act nicht verdeckt und in zweideutigen Ausdrücken 
vollzogen zu werden pflegt, und dafs im Art. 1, welcher erst 
den Vertrag selbst enthält, nur von einem Wunsche des 
Königs von Dänemark die Sede ist, die Successionsordnung 
in seinen Staaten auf eine bestimmte Weise zu regeln, und 
die Anerkennung nur auf das eventuelle Successionsrecht 
selbst bezogen ist. 

I. Das entscheidende Motiv für die ganze Vereinba- 
rung ist die Aufrechthaltung der Integrität der dänischen 
Monarchie, welche mit den allgemeinen Interessen des euro- 
päischen Gleichgewichts in Verbindung gebracht und als eine 
Sache von hoher Wichtigkeit für die Erhaltung des Friedens 
bezeichnet ist. Diese Motivirung, welche sich schon im ersten 
Entwurf des Protokolls findet, ist also beibehalten, und die 

im Warschauer Protokoll beliebte, welche den Frieden im 

2* 
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Norden nnd im oldenburgiscfaen Hause an deren Stelle setzt, 
nicht berücksichtigt worden. Man erkennt hierin die Uebnng 
der Diplomaten im Gebrauche gewisser pomphafter Phrasen, 
welche der Fürst Mettemich mit so grofeer Virtuosität za 
verwenden wu&te und die noch jetzt in den oMciellen Acten- 
stücken eine so bedeutende Bolle spielen. In diesem Falle 
sind sie dazu bestimmt, den Bruch des öffentlichen europäi- 
schen BechtSy den diese „Arrangements" yorbereiten sollen, 
zu verdecken, und es lohnt sich daher nicht der MühC; anf 
eine Kritik der gebrauchten Gemeinplätze genauer einzugehen. 
Es wäre sonst ein Leichtes nachzuweisen, dafs das euro- 
päische Gleichgewicht doch unmöglich gewinnen kann, wenn 
der russische Einflute in Kopenhagen sicher gestellt, und die 
Erbansprttche des kaiserlichen Hauses auf die Herzogthttmer 
Schleswig -Holstein durch das Wegdrängen der Agnaten des 
Sonderburgischen Hauses um Vieles drohender gemacht werden. 
Wie aber der Londoner Vertrag den Frieden gesichert hat, 
das zeigen die Ereignisse, welche in Folge dieser Vereinba- 
rung nach dem Tode König Friedrich VIL von Dänemark 
eingetreten sind. 

n. Indessen ist im Eingange des Vertrages die Auf- 
rechthaltung der Integrität der dänischen Monarchie nur als 
ein Motiv für die Abschliefsung des Vertrages angeführt, 
und im Art. 1 die Anerkennung auch nur auf das veränderte 
Successionsrecht bezogen worden. Anders scheint es sich 
dagegen im Art. 2 zu verhalten. Hier verpflichten sich näm- 
lich die sechs Mächte, für den Fall, dafs der Mannsstamm 
des Prinzen Christian und der Prinzessin Louise abgeht, wei- 
tere Eröffiiungen des Königs von Dänemark in Betracht zu 
ziehen, — en recormaiasant le principe de tintigriti de la mo- 
narchie Danoise comme permanent. Statt von der Aufrecht- 
haltung der Integrität wird hier von dieser selbst gehan- 
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delt; sie wird als ein Princip und zwar als ein dauerndes 
anerkannt: hier scheint also das^ was im Eingange nnd im 
Art. 1 ein Beweggrund für die Anerkennung des Successions- 
rechtes ist, selbst zum Gegenstande der Anerkennung ge- 
macht zu sein. Allein dieser Auffassung tritt der Umstand 
entgegen; dafis auch die Worte: en reconnaissant le principe etc. 
nur den Beweggrund dafür ausdrücken , dafs für den ang&* 
nommenen Fall weitere Erl5ffhungen des Königs von Däne- 
mark in Betracht zu ziehen sind, und dafs, weil dieser Fall 
in der Zukunft liegt, das Princip der Integrität als ein dauern- 
des gelten mufs. Im Eingange des Londoner Protokolls ist 
allerdings von der Aufrechthaltuug des Princips der Integri- 
tät der dänischen Monarchie die Bede ; allein im §. 4, welcher 
den Act der Anerkennung in Aussieht nimmt, wird diese, 
wie im Eingange des Vertrags, nur auf die Arrangements 
bezogen. Es wäre also eine von dem früheren Gange der 
Verhandlungen abweicfiende und dem Eingange und Art 1 
des Vertrags selbst widersprechende Neuerung, wenn im Art. 2 
das Princip der Integrität der Monarchie anerkannt würde. 
Es kommt aber hinzu, dafs die angeführten Worte dieses Ar- 
tikels das Motiv für dessen dispositiven Theil bilden, und 
die so eben bezeichnete Auslegung dieser Worte zu der An- 
nahme nöthigen würde, dafs das Motiv zugleich zum Gegen- 
stande der Anerkennung gemacht sei, sowie, dafs überhaupt 
ein Princip, welches keine Thatsache ist, doch in diesem Fall 
als eine solche behandelt worden. 

Die Sache löst sich aber einfach, wenn man annimmt, 
dafs das Wort reeonnaitre im Art. 2 nicht in der technischen 
Bedeutung des völkerrechtlichen, vertragsmäfsigen Anerken- 
nens, sondern nach dem gewöhnlichen Sprachgebrauch an- 
gewendet worden ist. Dann gewinnt Alles den richtigen Sinn, 
und es wird, namentlich der Anstofs gehoben; dafs ein so 
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wichtiger Staatsact, wie die Völkerrechtliche Anerkennang*, 
nnmöglich so nebenher in einem Zwischensatze untergebracht 
sein kann, zumal er ja in dieser Fassung weit mehr ent- 
halten wärde, als die ganze so mühsam motiyirte Anerken- 
nung der Successionsänderung. 

IIL Diese letztere ist aber auch nicht unmittelbar und 
bestimmt versprochen worden. Die contrahirenden Sfälchte 
haben freilich die Weisheit der Absichten gewürdigt, welche 
den König von Dänemark bei der Annahme des Plans be- 
stimmt haben, den Prinzen Christian und dessen männliche 
Nachkommenschaft zur Succession zu berufen. Allein der 
Plan ist noch nicht ausgeführt, der König hat ifur den Wunsch 
geäufsert, die Succession in seinen Staaten in der angegebe- 
nen Weise zu ordnen , und zu diesem Behufe sind erst Ar- 
rangements getroffen worden. (Es ist kaum möglich, für die- 
ses Wort in seiner eigenthümlichen Bedeutung den richtigen 
deutschen Ausdruck zu finden; denn Vorkehrung, Mafsr^el, 
Einrichtung, Anordnung giebt es nicht genau wieder; am 
Ersten dürfte noch Vorkehrung in der Unbestimmtheit des 
Begriffs den Sinn treffen.) Der König will femer dieSucces- 
sionsordnung feststellen, ohne dafs eine Andeutung gegeben 
ist, in welcher Form, durch welche bestimmte Handlungen 
dies geschehen soll. Wenn die Mächte sich nun zur Aner- 
kennung verpflichten — dans le cas ou peut se produire Tieev^ 
tuaUti qui est en vue^ so bezieht sich diese Eventualität frei- 
lich nicht auf das Zustandekommen der vom Könige beab- 
sichtigten Successionsänderung, sondern auf den Fall, dafs 
der Mannsstamm König Friedrich IIL ausstirbt; aber auch 
jene Voraussetzung der bereits vollzogenen Successionsände- 
rung mufs doch als eine sich von selbst verstehende ange- 
nommen werden. Denn erst dann ist es überhaupt möglich, 
ein Successionsrecht in dem Prinzen Christian anzuerkennen. 
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Unter diesen Umständen liegt es nan in der That nahe, 
dafs man bei der Auslegung des Vertrages noch einen Schritt 
weiter geht, und zu den nothwendigen Voraussetzungen der 
Anerkennung auch die rechnet, dafs die Feststellui^ der 
Snccession durch den König von Dänemark in rechtsbe- 
ständiger Weise, unter der Beobachtung aller für eine solche 
Mafsregel wesentlichen Formen, also namentlich mit Zu- 
stimmung des deutschen Bundes, der berechtigten Agnaten 
und der betreffenden Landesvertretungen zu Stande gebracht 
werden sollte. 

IV. Allein diese Auffassung, der man zu Ehren der 
neueren europäischen Politik gerne zustimmen möchte, läfst 
sidi doch bei einer unbefangenen Prüfung des Vertrages nicht 
aufrecht halten. Das Widerstreben der englischen Staats- 
männer, sich an dem Vertrage zu betheiligen, die zögernde 
Zustimmung Oesterreichs, die Proteste, welche der preufsische 
Bevollmächtigte ungeachtet des geheimen Artikels zum Ber- 
liner Frieden dem Vorhaben anfangs entgegensetzte, — alle 
diese Momente weisen schon darauf hin, dafs es sich hier 
nicht um die Anerkennung eines regelmäfsigen und rechtlich 
unanfechtbaren Staatsactes handelte. Der Umstand, dafs der 
Zustimmung der deutschen Centralgewalt und bei dem Ab- 
schlnfs des Vertrages der deutschen Bundesversammlung, die 
inzwischen reactivirt worden war, keine Erwähnung geschieht, 
ist hierbei nicht zu ttbersehen; es konnte ferner der Lon- 
doner Conferenz nicht unbekannt geblieben sein, wie in dem 
Warschauer Protokoll mit dem Becht der Agnaten verfahren 
worden, und wie man sich die Stellung der Landesvertre- 
tungen zum Vertrage dachte, ist vielleicht schon in der Be- 
zeichnung der einzelnen Lande, welche unter dem Scepter 
des Königs 'von Dänemark vereinigt waren, als Krongüter 
{damaines) angedeutet Nun ist es freilich ein Gebot des 
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Sittengesetzes, dafs die Paciscenten in Verträgen kein Unrecht 
begehen sollen; aber dafs sie es nicht trotsdem wollen^ 
sich wenigstens gleichgültig dagegen verhalten, kann nicht 
verhindert werden. Welchen rechtlichen Erfolg eine solche 
Handlangsweise hat, ist freilich eine andere Frage, die so- 
gleich erörtert werden soll; aber der Wille der Paciscenten 
als solcher wird dadurch nicht berührt. 

V. Dais die contrahirenden Mächte gerade eine will- 
kürliche, verfassangswidrige Begelnng der Sncoession ge- 
wünscht oder gewollt haben, braucht nicht angenommen zu 
werden. Aber sie mufsten sich sagen, dafis eine vollkommen 
rechtmäfsige nach den Intentionen des Königs von Dänemark 
sicherlich nicht zu erreichen sein würde; sie mufsten wissen, 
worauf der in Warschau verabredete Plan gerichtet war, — 
und wenn sie dennoch zur Anei^ennung des so festgestellten 
Successionsrechtes sich verpflichteten, ohne allen Vorbehalt, 
so mufs man annehmen, dafs bei der politischen Combination 
die Bechtsfrage ihnen gleichgültig blieb: dafs sie nl^thigen- 
falls bereit waren, das Unrecht zu stärken und das Becht 
zu beugen. Das hätte freilich durch einen Garantievertrag 
oder durch die Verpflichtung zur Anerkennung, die sie gegen- 
seitig und nicht blos dem Könige von Dänemark gegenüber 
übernahmen, mit gröfserer Wirkung geschehen können. Dafs 
die gemeinsame Uebereinstimmung den Act der europäischen 
Anerkennung doch nicht über die Verpflichtung einzelner 
Staaten, wenn auch der mächtigsten, hinausführte, das 
schwächte allerdings den Erfolg, aber das Unsittliche, Völker- 
rechtswidrige des Vertrags wird dadurch nicht aufgehoben. 
Derselbe hat nicht den Zweck gehabt, ein Successionsrecht 
zu schaffen; aber er hat eine Successionsänderung ohne 
Rücksicht auf die Bechtmäfsigkeit ihrer Begründung in der 
thatsächlichen Durchführung sicher stellen sollen. Dafe unter 
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dem Snccessionsrecht (droü de mceider) nichts Anderes ver- 
standen worden, läfst sich nach dem Angeführten nicht wohl 
bezweifeln, 

§.5. 
Der Vorbehalt des Artikel 3. 

Der Vorbehalt, welcher auf das Verlangen Oesterreichs 
wegen der in der Bundesacte und dem geltenden Bundes- 
rechte begründeten gegenseitigen Rechte und Pflichten zwi- 
schen dem deutschen Bunde und Dänemark gemacht ist, 
wird gewöhnlich als ganz bedeutungslos angesehen. Allein 
eine solche Auffassung widerspricht den ersten Regeln der 
juristischen Auslegung und darf erst dann für gerechtfertigt 
gelten, wenn es sich als unmöglich herausstellt, den Worten 
einen anderen Sinn als den einer blofsen Phrase abzuge- 
winnen. Nun enthält das Bundesrecht (/ot fidirale) den In- 
begriff aller Bechtsnormen, welche fttr das Verhältnifs der 
einzelnen Bundesglieder zum Bunde bestimmend sind. Be- 
kanntlich sind aber in den Verhandlungen, welche von Oester- 
reich und Preafsen Namens des Bundes in den Jahren 1851 
und 1852 mit Dänemark gefUhrt wurden, gewisse Rechte 
für die Herzogthümer Schleswig und Holstein stipulirt, und 
diese haben in dem Erlafs des Königs von Dänemark vom 
28. Januar 1852 eine ausdrückliche Anerkennung gefunden. 
Auch diese Vereinbarungen könnten also durch den Vor- 
behalt des Art 3 gewahrt und in den Vertrag vom 8. Mai 
aufgenommen scheinen. 

Allein dieser Auslegung stehen doch erhebliche Bedenken 
entgegen ; es kann namentlich dawider eingewendet werden, 
dalfl der Vorbehalt von Oesterreich bereits im Jahre 1850 
gemacht und jene Vereinbarungen erst in der Sitzung vom 
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29. Juli 1852 von der Bandesversaininluiig ratificirt worden 
sind , dafs sie also am 8. Mai bei Abscbhirs des Vertrage» 
noch nicht znm geltenden Bandesrecht gehörten. Hat aber 
der Art. 3 nicht die oben angegebene Bedeutung, so folgt 
daraus, dafs unter dem geltenden Bundesrecht das vor dem 
Ausbruch des Krieges geltende Recht, dem der König von 
Dänemark als Herzog von Holstein stets unterworfen geblie- 
ben war, verstanden werden mufs, — also auch der Bundes- 
beschlufs vom 17. Sept. 1846, dessen Geltung, soweit er nicht 
durch den Bundesbeschlufs vom 29. Juli 1852 abgeändert 
worden ist, überhaupt nicht bezweifelt werden kann. 



§.6. 
Die ITichtigkeit des Vertrages. 

Die Frage, ob und in wieweit der Londoner Vertrag 
rechtliche Wirkungen haben kann, bezieht sich nur auf die 
Stellung der Paciscenten. Denn dafs diese in keiner Weise 
befugt waren, über die Rechte Dritter, über welche ihnen 
keine Verfügung zustand, ein Abkommen zu treffen, welches 
die unmittelbar Betheiligten in irgend einer Weise binden 
konnte, bedarf keines weiteren Nachweises. Was aber die 
Paciscenten selbst betrifft, so hat freilich angenommen wer- 
den müssen, dafs sie sich über die Bedeutung der von ihnen 
getroffenen Vereinbarung klar gewesen sind, und dafs die 
sechs contrahirenden Mächte namentlich dem Könige von 
Dänemark gegenüber die Verpflichtung übernommen haben, 
das von ihm dem Prinzen von Glücksburg eingeräumte Suc- 
cessionsrecht in dessen Person anzuerkennen. Insofern nun 
jeder Vertrag auf der freien Willensbestimmung der Paciscen- 
ten für sich und auf der Uebereinstimmung, dem Gonsensus 
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anter einander beraht^ so liegt auch für den Londoner Ver- 
trag das wesentliche Erfordemifs seiner Gültigkeit vor. Allein 
der Wille ist nur das Eine, subjective Moment des Ver- 
trages ; es mufs noch, damit er mit rechtlicher Wirkung gel- 
ten kann, ein anderes, objectives Moment hinzukommen; 
der Vertrag mufs einen Inhalt haben, und zwar einen solchen, 
der mit der natürlichen und sittlichen Weltordnung nicht in 
Widerspruch steht. Ein Vertrag, welcher zu einer unsittlichen 
Leistung verpflichtet, ist wie die Juristen sagen, sittlich un- 
möglich und ebenso wenig rechtsbeständig wie derjenige, 
welcher einen physisch unmöglichen Gegenstand hat. Die 
Beschaffenheit des Inhalts hebt dann die obligatorische Wir- 
kung des Vertrages auf, macht ihn nichtig, und derjenige, 
welcher die Erfüllung verweigert, bricht seine Treue nicht, 
sondern unterwirft sich dem höheren Gebote der Sitte*). 
Dieses allgemeine Princip findet nicht nur im Privatrecht 
seine Anwendung**), sondern au^ch im Völkerrecht, welches 
überhaupt ftlr die Verträge und die aus denselben entsprin- 
genden Verbindlichkeiten eine freiere Auffassung hat, als 
das unter den Regeln der formell bindenden Bechtsgesetze 
stehende Privatrecht. Für den Deutschen, welcher auf den 
Ruf der Treue mit Recht stolz ist, geziemt es sich gewifs 
am wenigsten, die Heiligkeit der Verträge anzufechten, und 
aus Nützlichkeitsgründen den Bruch derselben zu rechtferti- 
gen oder zu entschuldigen; aber gerade der sittliche Ernst, 
der sich der vollen Rechtspflicht gegen Andere bewufst ist. 



*) Vgl. Stahl, Bechts- und Staatslehre §. 55. 56. — Trendelenbarg, 
Natarrecht §. 107. 

**) L. 4. C. de inutilib. stipul. (8. 39) — cum omnia, qnae contra 
bonos . mores vel in pactum vel in stipulationem deducuntur, nullius 
momenti sint. 
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hat den Benif^ den inneren Gehalt der Handlungen vor der 
änfserlichen Werkheiligkeit in Schutz zn nehmen*). 

Das Völkerrecht hat nnn auch die Fälle , in denen ein 
Vertrag wegen seines unsittlichen Inhalts fUr nichtig zn halten 
und die Verweigerung der ErfCUlung kein Treuhruch ist, ge- 
nauer festgestellt^ und rechnet namentlich dahin , wenn die 
ttbemommene Verpflichtung einen Treubruch, die Verletzung 
älterer, noch bestehender Verbindlichkeiten gegen Dritte ent- 
hält, oder wenn kraft des Vertrags die Rechte eines Dritten 
verletzt werden sollen'*''^). Prüfen vnr also, ob und inwiefern 
der Londoner Vertrag unter diese Kategorien fällt. 

Es kommt hierbei zuvörderst der eigenthttmliche Um- 
stand in Betracht, dafs die Natur der von den contrahiren- 
den Mächten ttbemommenen Verbindlichkeit sich bei dem 
Abschlufs des Vertrages noch nicht genau ttbersehen liefs. 
Wenn der König von Dänemark die Staatssuccession in voll- 
kommen recht- und verfassungsmäfsiger Weise äpderte, so 
lag kein Grund vor, die Erfüllung des Vertrags zu verwei- 
gern; wenn aber das Gegentheil statt fand, dann war das 
Versprechen der Anerkennung nicht ohne eine Verletzung 
des Bechts- und Sittengesetzes zu erfüllen. Schon die Mög- 
lichkeit eines solchen Ausgangs, welche durch keinen Vor- 
behalt ausgeschlossen, ja wahrscheinlich von Anfang an ins 
Auge gefafst war, hebt die Bechtsbeständigkeit des Lon- 



*) Keiner fordert entschiedener die Treue für völkerrechtliche 
Verträge als Vattel, ja er ist von Pinheiro Ferreira deswegen als ein- 
seitig getadelt worden; aber auch er erklärt (droit des gens liv. n, 
chap. 12, §. 161) — un trait6 fait ponr cause injuste ou d^shonnlte est 
absolament nul, personne ne pouvant s'engager k faire des choses con- 
traires k la loi naturelle. 

**) Vgl Heffter, Europ. Völkerrecht §. 83 und die dort ange- 
führten Schriftsteller. 
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doner Vertrages auf; gegenwärtig, wo es klar vorliegt ^ wie 
die SaceessionsändeniDg von dem Könige von Dänemark 
darchgeführt worden, kann über die Nichtigkeit kein Zweifel 
bestehen. Denn es sind die Rechte des deutschen Bandes, 
der Herzogthtlmer und der Agnaten dabei verletzt worden, 
und wenn die Mächte jetzt noch den auf diese Weise zur 
Snccession gelangten Prinzen von Oltlcksburg anfserhalb 
Dänemarks als Thronfolger anerkennen, so machen sie sich 
zu Mitschuldigen eines Attentates gegen das in diesem Fall 
von Fttrsten und Völkern gleichmäfsig angerufene Princip 
der Legitimität, und das wiegt für Oesterreich und Preufsen 
um so schwerer, weil ihnen aufserdem noch der Bruch be- 
sonderer und älterer Verpflichtungen vorgeworfen werden 
könnte. 

I. Durch das vom Könige Friedrich VII. publicirte 
Thronfolgegesetz vom 31. Juli 1853 ist das Becht des deut- 
schen Bundes verletzt, weil es sowohl die in dem Bundes- 
besoUufs vom 17. September 1846 ausdrücklich gewahrten 
Rechte der Agnaten als auch die Machtvollkommenheit des 
Bundes selbst beeinträchtigt hat. Denn wenn der Bund auch 
über Successionsstreitigkeiten in regierenden deutschen Für- 
stenhäusern keine richterliche Gewalt hat, so ist doch 
die Bundesversammlung allein befugt zu bestimmen, wer zu 
den Bundesgliedem gehören soll*); ihr allein steht es femer 
zu, über die Legitimation der Bundestagsgesandten und also 
mittelbar auch über die Anerkennung der Gewaltgeber . zu 
entscheiden. Erwägt man dann noch, dafs es sich im vor- 
liegenden Fall um die Wahrung eines deutschen Interesses 
gegen das in dem Thronfolgegesetz zur Geltung gelangte 
dänische handelt^ und dafs Letzteres in deutschen Landen 



♦) W. S. A. Art. 6. 13. 16. 



^^ 
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gewaltsam durchgesetzt werden soll, so ergiebt sich die Be- 
reehtigung des Bandes ans dessen allgemeinem Zwecke Yon 
selbst*). — Zwar ist der Band unmittelbar nicht zu einer 
Einwirkung auf die Snccessionsverhältnisse im Herzc^nm 
Schleswig berufen. Aber da es nach Landes- und Hausrecht 
keine holsteinische sondern nur eine schleswig-holsteinische 
Staatserbfolge giebt; und da der Bund das Recht Holsteins 
auf die gleiche Successionsordnung mit Schleswig als das 
Becht eines deutschen Bundeslandes gegen Verletzung za 
schützen hat: so ist die mittelbare Einwirkung des Bandes 
auf Schleswig in diesem Fall nicht blos nach dem Völker- 
recht sondern auch nach dem Bundesrecht begründet Es 
muls dabei ausdrtlcklich bemerkt werden, dafs der Beschlufii 
des Bundes vom 29. Juli 1852 so wenig wie die in seinem 
Namen geschlossenen Stipulationen auf die Staätserbfolge in 
Schleswig-Holstein sich beziehen, der Bund auch dem Lon- 
doner Vertrag nicht beigetreten ist, und der Bundesbeschluis 
vom 17. September 1846 in dieser Beziehung also unver- 
ändert fort besteht. 

n. In allen monarchischen Staaten, welche sich yer- 
fassungsmäfsig begründeter BechtszustSnde erfreuen, ist es 
ein fester Rechtsgrundsatz, dafs eine Veränderung der Staats- 
suecession nicht allein die Angelegenheit des regierenden 
Hauses ist, und von dem Souverain nicht einseitig angeord- 
net werden kann. Es bedarf dazu der Zustimmung des 
Landes, welche nach germanischer Rechtsordnung nicht durch 
die Majorität aller Staatsbürger {mffrage universel), sondern 
durch den Beschlofs der verfassungsmäfsigen Landesvertre- 

*) B. A. Art. 2. „Der Zweck desselben (des deutschen Bandes) 
ist: Erhaltung der äufseren und inneren Sicherheit Deutschlands, und 
der Unabhängigkeit und Unverletzbarkeit der einzelnen deutschen 
Staaten.«" 
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tang erfolgt. Aach nach deatschem Staatsrecht gUt dieser 
Bechtsgruiidsatz, welcher von Allen wird vertheidigt werden 
mttsBen^ die in der Monarchie nicht blos ein einseitiges 
Herrschaftsverhältnifs, sondern ein Band sittlicher Gemein- 
schaft zwischen dem Volke und dem Herrscherhause erkennen. 
Für den dänischen Reichstag hat der König Frie- 
drich YII. dieses wesentliche Erfordemifs einer verfassungs- 
mäfeigen Snccessionsänderung gewahrt. Die Königliche Bot- 
schaft vom 4. Octoher 1852 hat dessen Zustimmung erfordert 
und erst nachdem sie erlangt war^ ist das Thronfolgegesetz 
Yom 31. Juli 1853 erlassen worden. Das dänische Volk also^ 
welches erst seit wenig Jahren seine im Jahre 1660 frei- 
willig aufgegebene politische Freiheit wieder erlangt hat; ist 
gewürdigt worden ; seine entscheidende Stimme in dieser 
Angelegenheit abzugeben; dagegen ist den Herzogthttmem 
Schleswig -Holstein und Lauenburg keine Gelegenheit ge- 
boten, das gleiche Recht auszuüben. Und doch >hat nament- 
lich Schleswig-Holstein einen alten geschichtlich begründeten 
Anspruch auf eine solche Betheiligung bei der Successions- 
änderung. Denn der schleswig-holsteinische Landtag hat mit 
dem Stammvater des oldenburgischen Hauses den Grund- 
yertrag von 1460 abgeschlossen, welcher den Bechtstitel für 
seine und des Hauses Herrschaft in jenen Landen bildet. 
Es ward ausdrücklich vereinbart, dafs nur die Wahl der 
Stände den König Christian von Dänemark zur Herrschaft 
berufen habe, und dafs auch unter seinen Nachkommen auf 
dieselbe Weise der Nachfolger in die herzogliche Würde 
bestimmt werden solle. Nun ist das landständische Wahl- 
recht freilich dem vollen fürstlichen Erbrechte erlegen, aber 
nicht im Wege der Usurpation ; als die Stände es nicht mehr 
aufrecht erhalten konnten, ist es vertragsmäfeig und in einer 
bestimmten Beschränkung von ihnen aufgegeben worden. 
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Aaf dem im Jahre 1616 . zu ScUeswig abgehattenen Liand- 
tage einigte man sich dahin , fttr das Wahlrecht das Erst- 
geburtsrecht eintreten zu lassen, („jedodi den I\m€iufn 
Eleetionis vorinserirter Erklärang nach ad Jus IVimoffeni' 
iurae rednciret'O- Die Primogenitarordnnng aber ist die reine 
agnatische Linealerbfolge , nnd diese ist die verfassmigs- 
mäfsige Grundlage der schleswig-holsteinisdien Staatssneces- 
sion geblieben. 

Die Schleswig-Holsteiner nehmen anch gegenwärtig kein 
Wahlrecht in Anspruch; aber sie wollen sich ihr nach Erst- 
geburtsrecht berufenes Fürstenhaus nicht durch einen Act 
derWillkttr entziehen lassen; sie segnen dieFttgung, welche 
den Knoten ; der im Jahre 1460 geschürzt ward, im Jaliie 
1863 wieder gelöst hat. 

in. Wenn der Londoner Vertrag aufrecht erhalten wird, 
so findet endlich eine offenbare Verletzung des Bechts der 
Agnaten statt. Denn nach der in den deutschen souverainen 
Häusern geltenden successio ex pacto et Providentia maiorum, 
d. h. nach dem Princip der Legitimität haben die einzehien 
Erbberechtigten ein wohlerworbenes Recht auf die Nachfolge 
(Successionsrecht) , und zwar in der Reihenfolge ^ in der sie 
berufen werden (Successionsordnung). Nur mit ihrer Zu- 
stimmung kann eine rechtbeständige Veränderung dieses Ver- 
hältnisses eintreten; zur Wahrung desselben gegen wider^ 
rechtliche Eingriffe bedarf es nicht einmal der Proteste der 
Verletzten, welche nur nothwendig sind, wenn ihre Unter- 
lassung auf einen stillschweigenden Verzicht schlieisen lassen 
würde. 

Das gute Recht der Augustenburgischen Linie auf die 
Staatssuccession in Schleswig -Holstein, nachdem der Manns- 
stamm der älteren Königlichen Linie ausgestorben, ist schon 
wiederholt in so überzeugender Weise nachgewiesen worden, 
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dafs ich hier die dafttr sprechenden Gründe nicht zu wiederholen 
brauche. Nur die in neuester Zeit mit so emsiger Beflissen- 
heit herumgetragenen Bedenken gegen die Successionsfähigkeit 
der Mitglieder des Angustenburgischen Hauses wegen man- 
gelnder Ebenbürtigkeit möge hier kurz berührt werden. Nach 
der strengeren Ansicht nämlich ^ welche ich für die richtige 
halte, ist nach dem deutschen Privatfttrstenrecht die Ehe 
mit einer nicht ebenbürtigen Dame eine Mifsheirath, und die 
aus einer solchen Ehe geborenen Kinder sind nicht succes- 
sionsföhig. Unzweifelhaft aber ist es, dafs das Erfordemifs 
der Ebenbürtigkeit nur die Regel für die deutschen souve- 
rainen Häuser bildet, dafs diese Regel aber in den einzelnen 
Häusern durch Hausgesetz, Observanz und Anerkennung 
aufser Kraft gesetzt sein kann. Dies ist nun in dem olden- 
burgischen Hause durch Observanz geschehen*), und die 
Successionsfähigkeit der Augustenburgischen Linie daher nicht 
zu bestreiten. 

t 

§. 7. 
Der Vertragsbruch von Seiten Dänemarks. 

Aus den angeführten Gründen ist die Verpflichtung der 
contrahirenden Mächte und namentlich Oesterreichs und Preu- 
isens aus dem Londoner Vertrage für nichtig zu halten und 
die Erfüllung desselben, also die Anerkennung des Prinzen 
Christian von Glücksburg für diejenigen Lande, in denen 
nicht die Erbfolge des dänischen Königsgesetzes gegolten 
hat, zu verweigern. Aber selbst wenn die Rechtsbeständig- 
keit des Vertrags an und für sich angenommen werden 
müfste, so liegt doch für Oesterreich und Preufsen ein 



*) Vgl. die Nachweisangen bei Zöpfl, die Mifsheirathen. S. 110 ff. 

3 
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Gmnd vor, sich von demselben loszusagen, namlieh der Ver- 
tragsbruch Yon Seiten Dänemarks. 

Es ist oben (§. 5) erörtert worden, ob der Vorbehalt 
in Art 3 des Vertrags auch die Vereinbaningen befafst^ "Vielehe 
in den Jabren 1851 nnd 1852 zwischen dem deutschen 
Bnnde nnd Dänemark in Beziehung anf Schleswig -Holstein 
eingegangen worden sind. Aber wenn man dem Vorbehalte 
auch diese rechtliche Bedeutung absprechen mufs, so Btehen 
doch ans einem andern Grunde jene Verhandlungen in einer 
unmittelbaren Beziehung zu dem Vertrage, und die von 
dem Könige von Dänemark fibemommenen Verpflichtungen 
werden fiär eben so bindend angesehen werden dfirfen, als 
wenn sie im Vertrage selbst stipulirt wären. Denn es eigiebt 
sich aus dem Gaoge der Verhandlungen, welche in den 
Jahren 1851 und 1852 gleichzeitig zwischen Dänemark und 
Oesterreich und Preulsen Namens des deutschen Bundes über 
die Verhältnisse Schleswig- Holsteins, sowie zwisdien Däne- 
mark und Oesterreich und Preufsen im eigenen Namen fiber 
deren Beitritt zum Londoner Vertrage geführt wurden, dafs 
zwischen beiden Verhandlungen ein innerer Zusammenhang 
bestand, und dafs der Beitritt Oesterreichs und Preu&ens 
zum Londoner Vertrage von der Erfüllung der yon Dänemark 
für die Herzogthttmer gemachten Zusicherungen bedingt war. 
Dafs man von Seiten der pactirenden Mächte die Sache so 
aufrafste, ergiebt sich aus dem Erlais des dänischen Mimsters 
Bluhme Tom 6. Dec. 1851 und aus der Antwort des Fürsten 
Schwarzenberg vom 26. Dec. 1851, welche in der Anbge 
diesen Punkt besonders herForhebt*). Dieselbe Auffassang 

*) S. Schleswig-Holsteins Gegenwart im März 1854 (Jena 1854) 
Anl. B und C. YgL die Bede des vormaligen Ministers Blnhme vom 
13. Nov. 1863, welche die Nordd. AUgem. Zeitung vom 29. Nov. d. J. 
Nr. 279 mittheilt. 
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hat die preitrsische Staatsregierang in der Sitzung des Ab- 
geordnetenhauses vom 1. Deeember d. J. als die Ihrige an- 
erkannt. 

Diese Stipulationen zu Gunsten Schleswig -Holsteins, 
welche die Proclamation des Königs von Dänemark vom 
28. Januar 1852 zusammenfafste, und welche die Grundlage 
des Bandesbeschlusses vom 29. Juli 1852 bildeten^ waren also 
die Voraussetzungen, unter denen Oesterreich und Preufsen sich 
bestimmen liefsen, dem Londoner Vertrage vom 8. Mai 1852 
beizutreten und sich zur Anerkennung des Prinzen von Glticks- 
burg zu verpflichten. Solche wesentliche Voraussetzungen 
aber, welche den Willen der Contrahenten bestimmen und 
ftlr den Abschlufs eines Vertrages entscheiden, gehören, auch 
wenn sie nicht ausdrücklich in den Vertrag selbst aufge- 
nommen sind, doch zu dessen Inhalt, so dafs ihre Erfüllung 
als eine vertragsmäfsige gefordert werden kann, und ihre 
Nichterfüllung dieselbe Wirkung wie die einer ausdrücklichen 
Verabredung hat*). 

Dafs nun von Seiten Dänemarks die in Beziehung auf 
die Herzogthümer übernommenen Verpflichtungen nicht erfüllt 
sind, ist notorisch. In Schleswig hat sich die Verletzung der 
deutschen Nationalität in Sitte, Sprache, Kirche und Schule 
bis zum Unerträglichen gesteigert, in beiden Landen ist die 
finanzielle Ueberbürdung, die Beeinträchtigung der landstän- 
dischen Bechte klar hervorgetreten, und hat in Beziehung 
auf Holstein die deutsche Bundesversammlung schon längere 
Zeit beschäftigt. Dann ist durch die K. Verordnung vom 
30. März d. J. die rechtliche Stellung Holsteins von Grund 
aus erschüttert worden und die am 18. Nov. vom Könige 



*) Windscheid, die Lehre des römischeii Rechts von der Voraus^ 
Setzung S. 108. 

3* 
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Christian IX. sanctionirte Incorporation Schleswigs in Däne- 
mark hat den Umstarz aller Yerfassungsmäfsigen Verhältnisse; 
deren Anfrechthaltung ausdrücklich verheifsen war^ herbeige- 
fuhrt. Die Frage ist nicht mehr, ob ein Vertragsbruch von Seiten 
Dänemarks vorliegt; sondern welche rechtliche Folgen damit 
verbunden sind, — ob namentlich Oesterreich und Preufsen 
dadurch das Recht erhalten haben, nun auch ihrerseits vom 
Londoner Vertrage, dessen wesentliche Voraussetzung weg- 
gefallen ist; zurückzutreten, oder ob sie nur ein Zwangsrecht 
auf Erfüllung gegen Dänemark haben. 

Das Völkerrecht giebt hierauf eine Entscheidung, welche 
schon Hugo Grotius bestimmt formulirt hat*), und welche 
als allgemein anerkannte Bechtsnorm gilt. Der Vertragsbrach 
des einen Theils giebt dem anderen Theile die Wahl, ob 
er die Erfüllung erzwingen oder auch seinerseits von dem 
Vertrage zurücktreten will**). 

*) De iure belli et pacis lib. II. cap. 15. §. 15. „Si pars una fedus 
violaverit, poterit altera a federe discedere: nam.capita federis singula 
conditionis vim habent.^ 

**) cf. Vattel, droit des gens liv. II. chap. 13. §. 200. ^Les trait^s 
contiennent des promesses parfaites et röciproques. Si Tun des aUi6s 
manque ä ses engagements, Tautre peut le contraindre ä les remplir; 
c'est le droit que donne une promesse parfaite. Mais s'il n'a d'autre 
voie que Celle des armes pour contraindre un alliä ä garder sa parole, 
il lui est quelquefois plus exp^dient de se d^gager aussi de ses pro- 
messes, de rompre le traitö; et il est indubitablement en droit de le 
faire, n'ayant rien promis que sous la condition que son alli6 accom- 
plirait de son cöt6 toutes les choses auxquelles il s'est Obligo. Ualli6 
oflfens^ ou le 16s6 dans ce qui fait Tobjet du traitö, peut donc choisir, 
ou de contraindre un infid^le k remplir ses engagements, ou de d^- 
clarer le traitS rompu, par Tatteinte qui y a 6t6 donnSe. C'est k la 
prudence, 4 une sage politique de lui dicter dans roccasion ce qu'il 
aura k faire." cf. Heffter, Europ. Völkerrecht §. 98. 



37 

§.8. 
Schlnfflk 

Ich fasse das Ergebnifs dieser Untersnchnngen in folgen- 
den Sätzen zusammen : 

I. Der Londoner Vertrag vom 8. Mai 1852 hat nur die 
einzelnen mit Dänemark contrahirenden Mächte zur Anerken- 
nung des Prinzen Christian von Glücksburg verpflichten 
sollen. 

IL Ueber eine völkerrechtliche Anerkennung der Inte- 
grität der dänischen Monarchie ist nichts vereinbart worden. 

IIL Der Londoner Vertrag ist in sich nichtig , weil er 
die Rechte Dritter — des deutschen Bundes ^ der Herzog- 
thtlmer und der Agnaten — verletzt; er ist es für Oesterreich 
und Preufsen noch besonders ^ weil er beide Mächte zum 
Bruch älterer Vertragsverbindlichkeiten verpflichten würde. 

IV. Die Vereinbarungen, welche in den Verhandlungen 
von 1851 und 1852 in Betreff der Herzogthümer Schleswig- 
Holstein getroffen worden sind, bilden fUr Oesterreich und 
Preufsen eine wesentliche Voraussetzung ihres Beitritts zum 
Londoner Vertrage.. Selbst die Bechtsbeständigkeit desselben 
vorausgesetzt, berechtigt der Vertragsbruch von Seiten Däne- 
marks Oesterreich und Preufsen, von dem Londoner Vertrage 
zurückzutreten. 



ANLAGEN. 



A. 



PROJET DE PROTOCOLE. 



Londres le 2 Juin 1850. Prösents les P. P. d'Autriche, de France, 
de Dänemark, de la Qrande- Bretagne , de Prasse, de Bnssie, 
de Stt^de. 

S.M. PEmperenr d'Autriche, le Gouvernement de la Röpublique 
Fran^aise, S. M. la Reine du Hoyaume-Üni de la Grande-Bretagne, 
S. M. le Roi de Prusse, S. M. FEmpereur de toutes les Bussies et 
S. M. le Boi de Su6de et de Norwöge, consid^rant que le maintien 
de rint6grit6 de la monarchie Danoise, 116 aus int^rets g^neraux 
de r^quilibre EuropSen, est d'une haute importance pour la con- 
servation de la paix, ont r^solu ä Tinyltation de S. M. le Boi de 
Danemark de constater le parfait accord qui subsiste entre leurs 
cabinets quant au maintien de ce principe, et autorisent leurs P. P. 
r^unis en Conference ä 6mettre en leur nom la döclaration ci-apr6s: 

§ 1. Le d6sir unanime des dites puissances est, que T^tat 
des possessions actuellement r^unies sous la couronne de Dane- 
mark seit maintenu dans son integrit6. 

§ 2. En cons6quence elles reconnaissent la sagesse des vues 
qui determinent S. M. le Boi de Danemark k regier 6ventuellement 
Fordre de süccession dans la royale maison, de mani^re k faci- 
liter les arrangements au moyen desquels^) la monarchie Da- 
noise demeurera intacte. 

§ 3. Elles continueront k unir leurs soins afin que les ne- 
gociations de paix ouvertes k Berlin sous la m^diation de la 

*) Yariante. Les liens politiqnes qui attachent les Dnch^s de Holstein et de Slesyic 
^ la monarchie Danoise demeureront intacts. 
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Grande* Bretagne snr la base des pr61iminaire8 arrStös k Berlin^ 
parviennent k nne conclnsion prochaine. 

§ 4. Lorsque ce büt aura 6t& atteint, les ditea pnissanceB 
se r^servent de se concerter entre-elles^ afin de donner aux r6- 
sultats de eette paix an gage nouveau de Btabilitö en y donnant 
Fadh^sion des paissances ansmentionn^es*). 

II est convenu que cette d^lib^ration aura lieu k Londres, 
et que les dites pnissances muniront k cet effet leurs r^pr^sentans 
des pleins-pouvoirs nöcessaires. 



PROTOCOLE 

DE LA CONFERENCE TENUE AU FOREIGN OFFICE LE 2 AOÜT 18Ö0. 



Präsents: 
Les PUnipotentiaires : d' Antriebe^ 

de Danemark; 
de France, 

de la Grande Bretagne, 
de Russie et 

de Su^de et de Norv^ge. 
S. M. TEmpereur d'Autricbe, le Präsident de la R6pnbliqae 
Fran^aise, S. M. la Reine du Royanme üni de la Grande Bretagne 
et d'Irlande, S. M. le Roi de Prasse, S. M. TEmpereur de toutes 
les Rnssies et S. M. le Roi de Su^de et de Norv^ge, consid^rant 
que le maintien de rint6grit6 de la Monarcbie Danoise, 116 aux 
intörSts g6n6raux de T^quilibre Europ6en est d'une baute impor- 
tance pour la conservation de la paix, ont r^solu, k Tinvitation 
de S. M. le Roi de Danemark, de constater le parfait accord qui 

*) 1. Variante rcg^t^e par Lord Palmerston: nn gage additionnel de stabilit^ en 
signant entre eUes nne Convention destin^e ä conflrmer le principe du maintien de 
Imt^grit^ de la monarchie Danoise. 2. Variante pas encore discnt^e avec Lord Pal- 
merston: nn gage additionel de stabilit^ en convertissant le präsent protocole en 
nne conyention qu elles sifneraient entre eUes, 
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snbsigte entte Leurs Cabinets qnänt an maintien de ce principe, 
et autoris6 Leurs P16nipotentiaire8 röunis en conförence ä ^mettre 
en Lenr nom la d^claration ci-aprös: 

§1. 
Le d^sir nnanime des dites Puissanees est qne F^tat des 

possessions actuellement r^anies sous la domination de S. M. Da- 

noise soit maintenu dans son int^grit^. 

§ 2. ' 

En cons^quence elles reconnaissent la sagesse des vues, qui 

d^terminent S. M. le Roi de Dänemark k regier eTentnellement 

Tordre de succession dans Sa Royale Maison, de maniöre k fa- 

ciliter les arrangements au moyen desquels le but ci-dessus men- 

tionn6 pourra @tre atteint Sans älterer les relations du Duchö de 

Holstein avec la Gonfödöration Oennanique« 

§3- 
Elles se fölicitent; que les n^gociations ouvertes k Berlin 

sous la m^diation de la Grande Bretagne aient döjä amen6 la 

signature d'un Trait6 entre le Danemark et la Prusse en son nom et 

au nom de la Conf6d6ration Germanique^ Trait6 qui, elles en ont 

le ferme espoir, anra pour r^sultat le r6tablissement de la paix. 

§4. 

Voulant de leur cot6 manifester dös-ä-pr6sent leur d6sir de 

faciliter, en autant qu'il peut d6pendre d'elles la conclusion des 

arrangements mentionn6s dans Fart. n du präsent protocolO; les 

dites Puissanees se r^servent de se concerter entre elles afin de 

donner ä ees arrangements un gage additionnel de stabilitö par 

un acte de reconnaissance Europ^enne. II est eonvenu, que cette 

d^liböration aura lieu ä Londres et que les dites Puissanees mu- 

niront k cet effet leurs Repr^sentants de Pleinpouvoir nöc^ssaire. 

(signö) Reventlow. 

E. Drouyn DB Lhuts. 

Palmerston. 

Brünnow. 

J. G. Behausen. 
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PROTOCOLE 

DE LA CONFERENCE TENUE Aü FOREIGN OFFIGE LE 28 ACUT 1860. 



Präsents: 

Lob Plönipotentiaires: d'Antriche, 

de Danemark, 

de France, 

de la Grande Bretagne, 

de Rassle et 

de SuMe et de Nervige. 

Le Charge d'affaires d'Autriche a annonc6: 

Qu'il a itö autorisi par Sa Conr ä adh^rer en Son nom 
anx principes 6nonc6B dans le pr6ambule et TArticle I du Pro* 
tocole da 2 Aoüt 1850, ainsi qa'aax d^clarations renferm^es dans 
les articles II et IV; bien entendn qae les stipalations da sasdit 
protocole ne poarront porter pr^jadice aax droits de la Conföd^- 
ration Oermaniqae. — Le Ministre de Danemark, en acceptant 
avec satisfaction radMsion ainsi donn6e par la Ooar d'Aatriche 
aa Protocole da 2 Aoüt, a cra devoir rappeler de son cdt^, qa'il 
est bien entendu qae les droits födöraox de FAUemagne ci-dessas 
mentionn6s ne sai^*aient s'appliqaer qa'aa Dach6 de Holstein et 
k celai de Laaenboarg, comme faisant partie de la Confödöration 
Oermaniqae. 

Les Repräsentants de France, de la Grande Bretagne, de 

Rassie, et de Sa6de et de Hory^ge en rendant onanimement jas- 

tice aax sentiments, qai ont d6tennin6 la Ooar d'Aatriche k ad- 

h^rer aax principes itablis par le Protocole da 2 Aoüt dans an 

int6r6t g6n6ral de paix et d'6qailibre Earopöen ont pris acte 

des Bos-dites diclarations. 

(signi) EoiiLEB. 

D. Reyentlow. 

E* Drouyk de Lhuts. 

Palmebston« 

Bbunnow. 

J. G. Rehausen. 
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G. 



Das Warschaner Protokoll über die dänische 

Erbfolge. 



PROTOCOLE. 

Sa Majestö le Boi de Danemark et Sa Majestö PEmpereiir 
de toutes les RnssieSy prenant en considöration les transactions 
conclnes entre leors Augustes PrM6cesseurs daus les anntos 1767 
et 1773. 

Consid^rant qu'autant pour 6tablir le repos da Nord de 
FEurope sur un pied durable^ que pour 6carter tout ce qui pou- 
vait alorS; ou dans Favenir^ donner lieu ä des malentendos oa 
diff(§rents dans TAuguste Maison d'Oldenbourg; FEmpereur Paul, 
de glorieuse memoire ^ alors Grand -Duo de Russie^ a renonce 
pour Lui-m@me ainsi que pour Ses h^ritiers et descendans, en 
faveur de Sa Majest^ le Roi Ghr6tien VII de glorieuse memoire, 
ainsi que des h^ritiers de Sa Couronne Royale, a tous ses droits 
et pr6tentions au Duch6 de Slesvig en g6n6ral, comme ä la partie 
ci-devant Princi^re de ee Duch6 en particulier; 

que de la m@me mani^re et par les mSmes motifs Sa Ma- 
jest6 FEmpereur Paul k c6d6 pour Lui-m6me ainsi que pour Ses 
descendanS; h^ritiers et successeurS; tout ce qu*Il poss^dait dans 
le Duch6 de Holstein, soit en commun avec Sa Majest6 le Roi 
de Danemark, soit s6par6ment; 

consid^rant que cet acte de cession du Duoh6 de Holstein 
n'a eu lieu express6ment qu'en faveur de Sa Maje8t6 le Roi 
Chr6tien VH et de Sa descendance male, ainsi qu'^ventuellement 
en faveur de feu le Prince Fr6d6ric, fröre du Roi, et de la des- 
cendance male de ce Prince; et 

que les öventualitös qu'admettaient les termes m6mes de cet 
acte de cession, se sont en partie d6jlt röalistos par Fextinction 
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de la descendance mftle du Roi Chr6tien VH^ ou peuvent se r^- 
liser dans an avenir plus ou moins rapproch^; sans que les dites 
transactions y aient pourvu d'aucnne mani^re; 

prövoyant les dangers qne ce silence des trait^s existans 
pent avoir pour la monarchie Danoise, si, k la suite de Textinction 
de la lign^e male, actnellement snr le trdne de Dänemark^ la lex 
regia recevait son application pure et simple ä une partie de eette 
monarchie; 

se sogt reconnu Fobligation et le droit, comme successeurs 
des Augustes Parties Oontraetantes aux transactions de 1767 et 
1773, de s'entendre ult^rieurement sur les combinaisons les plus 
appropri^es au double but qu^ElIes ont eu en vue. 

£n consöquence les Soussign^s, aprös un mür examen de 
toutes les questions qui se rattachent ä cette affaire, ont arr8t6 
entre eux, sous la r^serve expresse de la haute approbation de 
leurs Souverains respectifs, et ont consignö dans le präsent pro- 
tocole les points qui suivent: 

1. Le but qu'on se propose dans Fint^ret de la paix du nord 
autant que dans celui de la paix Interieure de FAuguste Maison 
d'Oldenbpurg, savoir le maintien de rint6grit6 de la monarchie 
Danoise, ne peut §tre r^alis^ qu'au moyen d'une combinaison qui 
appelle k la succession dans la totalis des Etats actnellement 
r^unis sous le sceptre de Sa Majestö le Roi de Danemark, la 
seule descendance male k Fexclusion des femmes. 

2. La descendance mitle du Prince Chr6tien de Slesvig- 
Holstein- Sonderburg -Gluecksbourg et de Son Epouse Madame 
la Princesse Louise de Hesse r^unit en eile les droits d'h^ridit^ 
qui, k Textinction de la lign^ male actnellement r^gnante en 
Danemark, lui öchoient en vertu des renonciations de Son Altesse 
Boyale Madame la Landgrave Charlotte de Hesse, de Son fils 
Monseigneur le Prince Fr^d^ric de Hesse et de Sa fiUe Madame 
la Princesse Marie d'Anhalt- Dessau. 

3. Youlant de Son c5t6 compl^ter les titres rtoultant de ces 
renonciations et amener ainsi une combinaison qui serait d*an si 
haut intörSt pour le maintien de la monarchie Danoise dans son 
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int^gritö) Sa Haj68t6 rEmpereur de tontes les RnBflies, comme 
Chef de la brauche atnto de Holstein -Gottorp, serait pr6t k re- 
noncer anx droits ^ventaels qui Lui appartieimenty en favenr de 
Monseignenr le Prince Chr^tien de Gineoksbourg et de sa des- 
cendance male. 

Toatefois il est entendu: 

qae les droits ^ventaels des deux branches cadettes de Hol- 
stein Gottorp seraient expressement r6s^ry6s; qne ceox dont 
l'Angaste Chef de la branche ainäe ferait Fabandon ponr Lui- 
m6me et ponr Sa descendance male en favenr dn Prince Chritien 
de Glnecksbonrg et de Sa descendance m&le, renattraient dans 
la Maison Imperiale de Bussie k Töpoqae oü^ ce qxük Dien ne 
plaise, la descendance male de ce Prince viendrait k s'^teindre; 

qne puisqne la renonciation de Sa Majestö TEmperenr aniait 
principalement ponr bnt de faciliter nne combinaison qne r6clament 
les Premiers int^rSts de la monarchiC; Foffire d*une pareille renon- 
ciation cesserait d*@tre obligatoirC; si la combinaison elle-mSme 
yenait k manqner. 

4. Par snite des considörations qn'indiquent les §§ 2 et 3 
ci-dessns^ Monseignenr le Prince Chr6tien de Glnecksbonrg con- 
jointement avec Madame la Princesse Son Epouse, et k lenr d^- 
fsLUiy la descendance malende Lenrs Altesses, aurait plns qn*ancnne 
antre branche des titres qni les rendent habiles k sncc^der, le 
cas ^ch6ant, dans les Etats rinnis actnellement sons le scepte 
de Sa Majestö Danoise. 

En consöqnence les denx Conrs de Copenhagne et de Saint- 
P^tersbonrg sont oonvennes: 

qne Sa Majestö le Boi de Danemark d^signera le Prince et 
la Princesse de Glnecksbpnrg conjointement comme les h^ritiers 
pr^somptifs de Sa Conronne ponr le cas oii la lign^e m&le de la 
dynastie actnellement r6gnante viendrait k s'^teindre; 

qne Sa Majestö fera connattre l^a hante d^termination anx 
pnissances amies dn Danemark; 

qne si, ponr assnrer la compl&te rönssite de cette combinaison, 
encore d'antres renonciations ötaient jngöes ntiles et dteirableS; 
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ce serait k Sa Majestö Danoise ä Se charger des indemnit^s aux- 
quelles il poorrait 6tre reconnn des titres jnstes et 6quitables; 

enfin que c'est k Londres qu^aoront liea les n6gociations 
nöcessaires pour donner anx arrangements^ en vertu desquels le 
Prince et la Princesse de Glaecksbonrg seront reconnus comme 
successenrs pr6somptifs an trSne de Dänemark, le caract^re d'une 
transaction Enrop^enne. 

Les Sonssignis se r^servent de sonmettre le präsent protocole 
k Leurs Augastes Souverains et de solliciter Leur haute appro- 
bation en faveur des disposition qu'il renferme* 

Varsovie ce 24. Mai. 5. Juni 1851. 

(Sign6) Beedtz. Nesselbode. Meyendorff. 



Der Londoner Vertrag vom 8. Mai 1852. 



„Au ttom de la trös sainte et indivisible Trinitö. 

8. Maj. la reine du royaume-uni de la Grande Bretagne et 
de rirlande, S. Msg. Tempereur d'Autriche, roi de Hongrie et de 
BohSme, le Prince-Pr6sident de la B^publiqne Fran9aise, S. M. le 
roi de Pmsse, S. M. Tempereur de toutes les Bussies, et S. M. 
le roi de Sn^de et de NorvögC; prenant en consid6ration que le 
maintien de rintägrit6 de la monarchie Danoise, comme se rat- 
tachant aux intärSts g^n^raux de Täquilibre des puissances en 
Europe, est d'une haute importance pour la conservation de la 
paiXy et qu'un arrangement par lequel la succession, pour tous 
les domaines aujourd'hui r^unis sous le sceptre de S. M. le roi 
de Danemark y serait d^volne k la ligne principale, k Fexclusion 
des femmes, serait le meilleur moyen de garantir Tint^gritö de 
cette monarchie, ont rösolu, sur la demande de S. M. Danoise, de 
conclure un traitö pour donner aux arrangements ayant trait k 
cet ordre de succession an nouveau gage de stabilitö par an acte 
de reconnaissance Europtonne. 
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„En cons^quence, les hautes parties coniractantes ont nommö 
pour leurs plönipotentiares, savoir: (Folgen die Namen der Re- 
präsentanten, nämlicli für England Graf Malmesbnry; für Oester- 
reich Baron L. E. von Eübeck; für Frankreich Alexander Golonna, 
Graf Walewski; für Rufsland Gr. v. Brunnow; für Preufsen Ritter 
Bansen; für Schweden Baron v. Behausen; für Dänemark Herr 
V. Bille). 

„Apr^s s'etre communiqu6 leurs pleins pouvoirs respectifs, 
trouv^s en bonne et dde forme, tous les susnomm^s ont adopt6 
les articles ci-apr6s: 

„Art. 1. Apr6s avoir pris en sMeuse considöration les in- 
t^r§ts de sa monarchiC; S. M. le roi de Danemark, avec l'assen- 
timent de S. A. R. le prince h6r6ditaire, et son plus proche parent^ 
appell^ ä la succession en vertu de la loi royale de Danemark, 
auBsi bien que le concert avec 8. M. Tempereur de toutes les 
Russies, chef de la brauche ain^e de la maison de Holsteüi- 
Gottorp, ayant d^clarö son dösir de regier Fordre de succession 
ä ses 6tats, de teile mani6re qu'ä d^faut de descendance mascu- 
line en ligne directe du roi Fr^d^ric III de Danemark, da cou- 
rönne soit transmise ä S. A. le prince Christian de Schleswig- 
Holstein -Sonderbourg-Gluecksbourg, et aux descendants issusdu 
mariage de ce prince avec S. A. R. la princesse Louise de 
Schleswig- Holstein -Sonderbourg-Gluecksbourg, n6e princesse de 
Hesse, dans Tordre de primog^niture, de male en m&le; les hautes 
parties contractantes, appr^ciant la sagesse des vues qui ont d^- 
termin6 Tadoption de cette combinaison, s'engagent d'un commun 
accord, dans le cas oü peut se produire T^ventualit^ qui est en 
vue, ä reconnaitre en S. A. le prince Christian de Schleswig- 
Holstein-Sonderburg-Gluecksbourg et ses descendants mäles issus 
en ligne directe de son mariage avec ladite princesse le droit 
de succ6der ä la totalit6 des Etats actuellement unis sous le 
sceptre de S. M. le roi de Danemark. 

„Art. 2. Les hautes parties contractantes, reconnaissant le 
principe de Tint^grit^ de la monarchie Danoise comme permanent, 
s^engagent ä prendre en consid^ration telles ouvertures ult^rieures 
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que S. M. jugera k propos de leur faire, si (ce qu'ä Dien ne plaise) 
Fextinction des h^ritiers mäles, en ligne directe, de S. A. le prince 
Christian de Schleswig-Holstein-Sonderburg, par son manage avec 
la princesse Louise, devenait imminente. 

„Art. 3. II est express^ment entendu que les droits et les 
obligations r^eiproques de S. M. le roi de Danemark et de la 
conf6d6ration germanique, concemant les duch^s de Holstein et 
de Lauenbourg, droits et obligations ^tablis par Tacte föderal de 
1815 et par la loi föderale actuelle, ne seront point alt^r^s par 
le präsent trait6. 

„Art. 4. Les hautes parties contractantes se r^servent le 
droit de porter le präsent trait6 ä la connaissance des autres 
puissances, en les invitant ä y acceder. 

„Art. 6. Le präsent trait6 sera ratifi^ et les ratifications 
seront ^chang6es k Londres, dans le d6Iai de six semaines, au 
plus tot s'il est possible. 

„En foi de quol les pl^nipotentiaires respectifs ont sign6 
ce trait6 et y ont appos6 leurs sceaux. 

„ Fait k Londres, le 8 mal, .en Fan de gräce 1852.^ 
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